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12. Gesetz: Kärntner Naturschutzgesetz; Änderung

13. Gesetz: Gemeindekanalisationsgesetz 1999; Änderung

14. Gesetz: Kärntner Feuerwehrgesetz; Änderung

12. Gesetz vom 13. Dezember 2001, mit dem
das Kärntner Naturschutzgesetz geändert
wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I
Das Kärntner Naturschutzgesetz, LGBl. Nr.

54/1986, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr.
4/1988, 104/1993, 87/1995, 21/1997, 44/2000
und der Kundmachungen LGBl. Nr. 52/1987,
60/1994 und 52/1997, wird wie folgt geändert:

1. § 1, der zu Abs. 1 wird, wird folgender
Abs. 2 angefügt:

„(2) Naturwerte von besonderer Bedeutung,
wie intakte Natur- und Kulturlandschaften,
größere zusammenhängende unbebaute Ge-
biete, bedeutende landschaftsgestaltende Ele-
mente und Lebensräume bedrohter Tier- und
Pflanzenarten sind vorrangig zu erhalten.“

2. § 2 Abs. 2 wird durch folgende Absätze er-
setzt:

„(2) Das Land und die Gemeinden sind ver-
pflichtet
a) im Rahmen der Besorgung der ihnen nach

landesrechtlichen Vorschriften obliegen-
den Aufgaben für den Schutz und die
Pflege der Natur zu sorgen,

b) als Träger von Privatrechten den Schutz
und die Pflege der Natur zu fördern und

c) vermeidbaren Naturverbrauch hintanzu-
halten.

(3) Das Land hat für die Überwachung des
Erhaltungszustandes der natürlichen Lebens-
räume und der Sicherung der Artenvielfalt der
wildlebenden Tiere und Pflanzen zu sorgen,
wobei die prioritären Lebensraumtypen und
die prioritären Arten besonders zu berück-
sichtigen sind. 

(4) Als prioritäre Lebensraumtypen im
Sinne von Abs. 3 gelten die im Anhang I der
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai
1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen – im Folgenden kurz ,FFH-Richtli-
nie‘ genannt – mit dem Zeichen ,*‘ gekenn-
zeichneten, vom Verschwinden bedrohten Le-
bensraumtypen, für deren Erhaltung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft besondere Verant-
wortung zukommt.

(5) Als prioritäre Arten im Sinne von Abs. 3
gelten die in Anhang II der FFH-Richtlinie mit
dem Zeichen ,*‘ gekennzeichneten Tier- und
Pflanzenarten, für deren Erhaltung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft besondere Verant-
wortung zukommt.“

3. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a

Vertragsnaturschutz

(1) Das Land und die Gemeinden können als
Träger von Privatrechten Vereinbarungen mit
Grundeigentümern oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten über die Pflege von Natur und
Landschaft oder über einen im Interesse des
Naturschutzes und der Landschaftsentwick-
lung gelegenen Verzicht auf bisher ausgeübte
Nutzungsformen abschließen.

(2) Vor der Erlassung von Verordnungen
nach den §§ 23 Abs. 1 oder 25 Abs. 1 hat die
Landesregierung zu prüfen, ob der Zweck der
Maßnahme nicht ebenso durch Vereinbarun-
gen im Sinne von Abs. 1 erreicht werden kann.
Das Nichtzustandekommen einer Vereinba-
rung trotz Versuches ist ohne Einfluss auf die
Rechtmäßigkeit des Zustandekommens der
betreffenden Verordnung.“



4. § 3 lit. a lautet:
„a) Maßnahmen zur Abwehr einer unmittel-

bar drohenden Gefahr für das Leben oder
die Gesundheit von Menschen oder zur un-
mittelbaren Abwehr von Elementarereig-
nissen und Maßnahmen im Zuge von Auf-
räumungsarbeiten im direkten Zusam-
menhang mit Elementarereignissen;“

5. § 4 lautet:
„§ 4

Landesweit geltende Schutzbestimmungen

Folgende Maßnahmen bedürfen im gesam-
ten Landesgebiet einer Bewilligung:
a) die Errichtung von Einbauten, die Veran-

kerung floßartiger Anlagen und die Vor-
nahme von Anschüttungen in Seen und
Stauseen sowie die Errichtung von bauli-
chen Anlagen, die die Oberfläche solcher
Gewässer zumindest zum Teil überragen;

b) die über den Gemeingebrauch und den Ei-
genbedarf hinausgehende Gewinnung von
Steinen, Schotter, Sand oder Lehm und der
Abbau von Torf;

c) die Errichtung von Schleppliften und Seil-
bahnen, soweit diese nicht unter das Güter-
und Seilwege-Landesgesetz fallen.“

6. Im § 5 Abs. 1 lit. b wird der Ausdruck
„1000 m2“ durch den Ausdruck „2000 m2“ er-
setzt.

7. § 5 Abs. 1 lit. d bis f lauten:
„d) die Vornahme von Anschüttungen in Tei-

chen oder sonstigen stehenden Gewässern;
e) Eingriffe in natürliche und naturnah er-

haltene Fließgewässer;
f) die Festlegung von Gelände zur Ausübung

von Motorsportarten;“

8. § 5 Abs. 1 lit. h entfällt.

9. Im § 5 Abs. 2 lit. a lautet der letzte
Halbsatz:

„wenn in einem Genehmigungsverfahren
nach einem anderen Gesetz bereits ein Natur-
schutzgutachten eingeholt und berücksichtigt
wurde.“

10. § 5 Abs. 2 lit. c lautet:
„c) von lit. k gewerberechtlich vorgesehene

Geschäfts- und Betriebsstättenbezeich-
nungen und Werbungen im Bereich von
Sportstätten; weiters Werbungen und
Dankadressen für Wahlen des Bundesprä-
sidenten, für Wahlen zu den allgemeinen
Vertretungskörpern und dem Europäi-
schen Parlament, für Wahlen in die sat-
zungsgebenden Organe (Vertretungskör-
per) der gesetzlichen beruflichen Vertre-

tungen und für Volksabstimmungen ent-
lang von Bundes-, Landes- und Gemein-
destraßen bis höchstens 200 m außerhalb
des Ortsgebiets, jeweils im Zeitraum von
sechs Wochen vor bis zwei Wochen nach
dem Wahltag oder dem Tag der Volksab-
stimmung;“

11. § 6 Abs. 2 lit. a lautet:
„a) die Vornahme von geländeverändernden

Maßnahmen (Grabungen und Anschüt-
tungen), die Zerstörung der Humus-
schichte oder die Versiegelung des Bodens
durch Asphaltierung, ausgenommen in ge-
ringfügigem Ausmaß wie zur Sanierung
bestehender Wege, zur Revitalisierung von
Almweideflächen (Rückführung von ver-
waldeten, verbuschten, verstrauchten und
verunkrauteten Almflächen in nutzbare
Weideflächen durch Roden, Schwenden,
Schlägeln oder Mulchen) oder im Zuge von
nach Abs. 1 bewilligten Maßnahmen.“

12. § 8, der zu Abs. 1 wird, wird folgender
Abs. 2 angefügt:

„(2) Für Flächen im Sinne von Abs. 1, die be-
reits seit zehn Jahren als Bauland festgelegt
sind und in einem geschlossenen Baugebiet
liegen, gelten die Verbote nach Abs. 1 nicht.“

13. § 9 Abs. 1 lit. a lautet:
„a) das Landschaftsbild nachhaltig nachteilig

beeinflusst würde,“

14. § 9 Abs. 2 wird folgende lit. c angefügt:
„c) der Bestand einer seltenen, gefährdeten

oder geschützten Biotoptype wesentlich
beeinträchtigt oder vernichtet würde“.

15. § 9 Abs. 4 lautet:
„(4) Die Bewilligung von Einbauten oder die

Verankerung floßartiger Anlagen in Seen oder
Stauseen ist jedenfalls zu versagen, wenn der
an die betreffende Gewässerfläche angren-
zende Uferbereich nicht als Bauland, Grün-
land – Bad, Grünland – Kabinen oder Grün-
land – Liegewiese gewidmet ist.“

16. § 9 Abs. 5 entfällt.

17. § 9 Abs. 8 lautet:
„(8) Wenn eine Bewilligung auf Grund einer

Interessenabwägung nach Abs. 7 erteilt wird,
ist durch Auflagen zu bewirken, dass die nach-
teiligen Wirkungen des Vorhabens möglichst
gering gehalten werden. Bei umfangreichen
Vorhaben kann zur Sicherung einer fach-,
vorschriften- und bescheidgemäßen Aus-
führung eine ökologische Bauaufsicht (§ 47)
bestellt werden. Eine nachteilige Beeinflus-
sung des Landschaftsbildes kann durch Vor-
schreibung einer der umgebenden Landschaft
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entsprechenden Gestaltung ausgeglichen wer-
den.“

18. § 9 Abs. 9 entfällt.

19. § 11 lautet:
„§ 11

Änderung

Einer Bewilligung bedarf auch jede Ände-
rung nach Art, Lage, Umfang und Verwen-
dungszweck von bewilligungspflichtigen An-
lagen im Sinne der §§ 4, 5 Abs. 1 und 6 Abs. 1
sowie von Anlagen, die auf Grund von Aus-
nahmebewilligungen nach § 10 errichtet wur-
den. Keiner Bewilligung bedürfen lediglich
als geringfügig zu wertende Änderungen.“

20. In § 12 Abs. 1 und 2 werden die Worte
„Bereitstellung“ und „Beschaffung“ jeweils
durch das Wort „Schaffung“ ersetzt.

21. § 13 lit. b entfällt.

22. Im § 14 Abs. 2 lit. a ist nach dem Wort
„Gerichtsbarkeit“ ein Beistrich zu setzen und
die Wortfolge „der Verwaltung“ einzufügen.

23. Im § 14 Abs. 2 lit. e wird der Strichpunkt
durch einen Beistrich ersetzt und folgender
Halbsatz angefügt:

„sofern diese nicht anderweitig erreichbar
sind;“

24. § 17 Abs. 3 lautet:
„(3) Insoweit es zur Erhaltung des Lebens-

raumes der freilebenden Tiere und der wild-
wachsenden Pflanzen erforderlich ist, hat die
Landesregierung die zur Erhaltung erforder-
lichen Schutzmaßnahmen durch Verordnung
näher festzulegen. Dabei sind die Regelungen
über den Artenschutz in Art. 12 ff der FFH-
Richtlinie und in Art. 5 ff der Richtlinie des
Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung
der wildlebenden Vogelarten (79/409/EWG) –
im Folgenden kurz ,Vogelschutz-Richtlinie‘
genannt – zu berücksichtigen. Es kann auch
angeordnet werden, dass bestimmte Maßnah-
men zum Schutze des Lebensraumes von Tie-
ren und Pflanzen zu setzen oder zu unterlassen
sind, wie insbesondere
a) das Abbrennen, Schlägern, Roden, Beseiti-

gen oder sonstige Zerstören von Busch-
werk, Hecken, Röhricht-, Schilf- oder
Trockengrasbeständen,

b) das Beseitigen oder Zerstören der Humus-
decke,

c) das Beseitigen der Bachbegleit- oder Ufer-
vegetation oder

d) die Vornahme von Düngungen.“

25. § 18 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Die im Anhang IV lit. b der FFH-Richtlinie

eingetragenen Pflanzenarten sind durch Ver-
ordnung als vollkommen geschützte Pflanzen-
arten auszuweisen, wobei sich der Schutz
nicht heimischer Arten auf das Verbot des
Feilbietens, des Erwerbs und der Weitergabe
beschränken darf.“

26. § 19 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:
„Die im Anhang IV lit. a der FFH-Richtlinie

eingetragenen Tierarten sind durch Verord-
nung als vollkommen geschützte Tierarten
auszuweisen, wobei sich der Schutz nicht hei-
mischer Arten auf das Verbot des Feilbietens,
des Erwerbs und der Weitergabe beschränken
darf.“

27. § 21 lautet:
„§ 21

Aussetzen nicht heimischer Tiere und
Pflanzen oder gentechnisch veränderter

Organismen

(1) Das Aussetzen oder Aussäen wildwach-
sender Pflanzen und das Aussetzen freileben-
der Tiere, die nicht als Wild gelten oder dem
Fischereirecht unterliegen, in Gebieten, in de-
nen sie nicht heimisch sind, bedarf der Ge-
nehmigung der Landesregierung. Eine Geneh-
migung darf nur erteilt werden, wenn damit
keine wesentliche Beeinträchtigung der hei-
mischen Tier- und Pflanzenarten und ihres Le-
bensraumes, von Ökosystemen, des Wirkungs-
gefüges der Natur oder der Interessen der
Land- und Forstwirtschaft verbunden sein
könnte.

(2) Das Aussetzen oder Aussäen gentech-
nisch veränderter Organismen in der Natur ist
verboten. Dies gilt nicht, soweit diese Maß-
nahmen im Rahmen der Land- und Forstwirt-
schaft unter Einhaltung der Bestimmungen
des Gentechnikgesetzes, BGBl. Nr. 510/1994,
in der Fassung BGBl. I Nr. 73/1998, erfolgen.
Diese Maßnahmen bedürfen jedoch einer Be-
willigung nach diesem Gesetz, wenn eine Be-
einträchtigung heimischer wildlebender Tier-
und Pflanzenarten oder des Wirkungsgefüges
der Natur nicht auszuschließen ist.“

28. Im § 22 Abs. 1 wird die Wortfolge „der §§
18 bis 20“ durch die Wortfolge „des § 20“ er-
setzt.

29. § 22 Abs. 2 lautet:
„(2) Die Landesregierung darf von den Be-

stimmungen der §§ 17 bis 21 und den auf
Grund dieser Bestimmungen erlassenen Ver-
ordnungen unter Berücksichtigung der Aus-
nahmetatbestände des Art. 9 der Vogelschutz-
Richtlinie und des Art. 16 der FFH-Richtlinie
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Ausnahmen genehmigen, sofern es keine an-
dere zufriedenstellende Lösung gibt.“

30. Nach § 24 werden folgende §§ 24a und
24b eingefügt:

„§ 24a

Europaschutzgebiete

(1) Gebiete, die zur Bewahrung, Entwick-
lung oder Wiederherstellung eines günstigen
Erhaltungszustandes

a) der in ihnen vorkommenden natürlichen
Lebensraumtypen des Anhanges I oder der
Pflanzen- und Tierarten des Anhanges II
der FFH-Richtlinie oder

b) der in ihnen vorkommenden Vogelarten des
Anhanges I der Vogelschutz-Richtlinie und
der regelmäßig auftretenden Zugvogelar-
ten nach Art. 4 Abs. 2 derselben Richtlinie
und ihrer Lebensräume geeignet 

und im Sinne von Art. 1 lit. k der FFH-
Richtlinie von gemeinschaftlicher Bedeutung
sind, sind durch Verordnung der Landesregie-
rung als Europaschutzgebiete auszuweisen.

(2) In Verordnungen nach Abs. 1 sind jeden-
falls der die Erhaltungsziele berücksichti-
gende Schutzzweck sowie die erforderlichen
Gebote, Verbote, Bewilligungsvorbehalte und
die nötigen Erhaltungsmaßnahmen festzule-
gen, die sicherstellen, dass eine Verschlechte-
rung der natürlichen Lebensräume und eine
erhebliche Störung jener Tier- und Pflanzen-
arten vermieden wird, für die nach dem
Schutzzweck ein günstiger Erhaltungszu-
stand gesichert oder wiederhergestellt werden
soll.

(3) Die Festlegung von Geboten, Verboten,
Bewilligungsvorbehalten und Erhaltungs-
maßnahmen in Verordnungen nach Abs. 1 darf
unterbleiben, insoweit durch Verordnungen
nach § 23 oder § 25 ein ausreichender Schutz
gewährleistet ist.

§ 24b

Verträglichkeitsprüfung, vorläufiger Schutz

(1) Pläne und Projekte, die sich auf Europa-
schutzgebiete beziehen und nicht unmittelbar
mit deren Verwaltung in Verbindung stehen,
die diese aber einzeln oder im Zusammenwir-
ken beeinträchtigen können, sind auf ihre Ver-
träglichkeit mit den für diese Gebiete festge-
legten Erhaltungszielen zu überprüfen. Die
Umsetzung darf unter Berücksichtigung der
Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung nur
bewilligt werden, wenn sie das Gebiet als sol-
ches nicht erheblich beeinträchtigen und er-
forderlichenfalls eine öffentliche Anhörung
erfolgt ist.

(2) Hat die Prüfung von Plänen oder Projek-
ten im Sinne von Abs. 1 eine Unverträglichkeit
ergeben und ist ihre Umsetzung auf anderem
Weg nicht möglich, so darf eine Bewilligung
nur erteilt werden, wenn das öffentliche Inter-
esse an den beantragten Maßnahmen unter
dem Gesichtspunkt des Gemeinwohls höher
zu bewerten ist, als das öffentliche Interesse
an der Verfolgung der Erhaltungsziele. Durch
Auflagen ist zu bewirken, dass die Verschlech-
terung möglichst gering gehalten wird. Die
Kommission der Europäischen Union ist über
die vorgeschriebenen Auflagen zu unterrich-
ten.

(3) Beherbergt ein Europaschutzgebiet pri-
oritäre natürliche Lebensraumtypen oder pri-
oritäre Arten, dürfen bei der Interessenabwä-
gung im Sinne von Abs. 2 nur Erwägungen im
Zusammenhang mit der Gesundheit der Men-
schen und der öffentlichen Sicherheit sowie
mit maßgeblichen günstigen Auswirkungen
auf die Umwelt berücksichtigt werden. An-
dere Gründe des überwiegenden öffentlichen
Interesses dürfen nur nach Anhörung der
Kommission der Europäischen Union geltend
gemacht werden.

(4) Ab dem Zeitpunkt der Übermittlung von
Vorschlägen für Gebiete im Sinne von § 24a
Abs. 1 an die Kommission der Europäischen
Union dürfen Nutzungsmaßnahmen an davon
betroffenen Grundstücken nur so durchge-
führt werden, wie sie nach Art und Umfang
bisher rechtmäßig vorgenommen werden
konnten. Alle weitergehenden Maßnahmen,
die eine erhebliche Beeinträchtigung der vom
Vorschlag betroffenen natürlichen Lebens-
räume oder der dort vorkommenden Tier- und
Pflanzenarten, für die ein günstiger Erhal-
tungszustand gesichert oder wiederhergestellt
werden soll, zur Folge haben könnten, dürfen
nur mit Bewilligung der Landesregierung vor-
genommen werden. Die Bewilligung ist zu er-
teilen, wenn die Maßnahmen keine Ver-
schlechterung der Lebensräume und keine er-
hebliche Störung der dort vorkommenden Ar-
ten bewirken und überdies dem Ziel der
Erhaltung oder Schaffung eines günstigen Er-
haltungszustandes dieser Lebensräume oder
Arten nicht zuwiderlaufen.“  

31. Im § 26 Abs. 1 wird die Wortfolge „Land-
schafts- oder Naturschutzgebiete“ durch die
Wortfolge „Landschafts-, Naturschutz- oder
Europaschutzgebiete“ ersetzt.

32. § 27 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) Die für die Erlassung von Verordnungen
im Sinne von Abs. 1 festgelegten Verpflichtun-
gen gelten sinngemäß für die Übermittlung
von Vorschlägen für Gebiete im Sinne von

Landesgesetzblatt 2002, Stück 8, Nr. 1232



§ 24a Abs. 1 an die Kommission der Europäi-
schen Union.“

33. Nach § 32 wird folgender § 32a einge-
fügt:

„§ 32a
Örtliche Naturdenkmale

(1) Naturgebilde und Kleinbiotope im Sinne
von § 28 Abs. 1, denen vor allem örtliche Be-
deutung zukommt, wie insbesondere Bäume,
Baum- oder Gehölzgruppen, Oberflächenge-
wässer, Wasserfälle, erdgeschichtliche Auf-
schlüsse oder Felsformationen, dürfen von der
Gemeinde durch Bescheid zu örtlichen Natur-
denkmalen erklärt werden. § 28 Abs. 2 und 3
gelten sinngemäß.

(2) Im Verfahren vor Erlassung eines Be-
scheides im Sinne von Abs. 1 ist das Land zu
hören. 

(3) Die Schutzbestimmungen für Natur-
denkmale (§ 29) und die Regelungen über die
Kundmachung einer Naturdenkmalerklärung
(§ 30) gelten auch für örtliche Naturdenkmale.

(4) Die Regelungen über die Genehmigung
von Eingriffen in Naturdenkmale (§ 31 Abs. 1),
die Bekanntgabepflichten nach § 31 Abs. 2, die
Vorkehrungsverpflichtungen nach § 31 Abs. 3
und einem allfälligen Widerruf einer Natur-
denkmalerklärung (§ 32) gelten für örtliche
Naturdenkmale mit der Maßgabe, dass die
Aufgaben der Bezirksverwaltungsbehörde je-
weils die Gemeinde wahrzunehmen hat.

34. Im § 43 Abs. 1 ist nach dem Ausdruck
„chemischer“ die Wortfolge „oder mechani-
scher“ einzufügen.

35. Der IX. Abschnitt lautet:
„IX. Abschnitt

Erhebung, Entwicklung und Pflege von
Natur- und Landschaftsräumen

§ 45
Naturinventar

(1) Die Landesregierung hat für Natur-
schutzgebiete (§ 23) und Europaschutzgebiete
(§ 24a) eine Naturraumerhebung zur Siche-
rung des jeweiligen Schutzzweckes zu erstel-
len (Naturinventar). Das Naturinventar dient
auch der Überwachung des günstigen Erhal-
tungszustandes der natürlichen Lebensräume
sowie der wildlebenden Tier- und Pflanzenar-
ten von gemeinschaftlichem Interesse. 

(2) Das Naturinventar hat die für den
Schutzzweck des betreffenden Schutzgebietes
bedeutsamen Umstände zu enthalten. Im Na-
turinventar sind als naturschutzfachlich be-

deutsame Umstände insbesondere darzustel-
len:
a) die Art und Bedeutung der Natur- und

Landschaftsräume, 
b) mögliche Gefährdungen der Natur- und

Landschaftsräume sowie die zur Abwehr
dieser Gefährdungen zu treffenden Maß-
nahmen und

c) naturschutzrechtlich bewilligte Vorhaben.

(3) Im Naturinventar dürfen auch Aussagen
über die zweckmäßige Pflege und Nutzung
oder die Verbesserung des Zustandes von Na-
tur- und Landschaftsräumen getroffen wer-
den und Veränderungen ersichtlich gemacht
werden.

(4) Jedermann hat das Recht, in das Natur-
inventar während der für den Parteienverkehr
bestimmten Zeit Einsicht zu nehmen. Die
Behörden und Dienststellen des Landes haben
die Informationen, die im Naturinventar auf-
gezeichnet sind, bei ihren Entscheidungen zu
berücksichtigen.

(5) Nach Maßgabe der jeweils im Landes-
voranschlag hiefür vorgesehenen Mittel kann
die Landesregierung Naturinventare auch für
sonstige nach diesem Gesetz eingerichtete
Schutzgebiete oder ökologisch wertvolle
Landschaftsräume, insbesondere Ersatzle-
bensräume, im Sinne von § 12 Abs. 1 erstellen.

§ 46
Schutzgebietsbezogene Sachgebiets-

programme

Die Landesregierung darf für Schutzge-
biete, die nach diesem Gesetz eingerichtet
wurden, Sachgebietsprogramme im Sinne von
§ 3 Abs. 4 des Kärntner Raumordnungsgeset-
zes erlassen, in denen insbesondere unter Be-
dachtnahme auf die vorhandenen Naturin-
ventare jene Maßnahmen festzulegen sind, die
zur Erhaltung und Pflege der Natur in diesen
Schutzgebieten im überörtlichen Interesse ge-
legen sind.

§ 47

Ökologische Bauaufsicht 

(1) Die Behörde darf zur Überwachung der
bewilligungskonformen Ausführung von Vor-
haben, insbesondere wenn die Bewilligung
aufgrund einer Interessenabwägung nach § 9
Abs. 7 erteilt wurde oder die Wiederherstel-
lung des rechtmäßigen Zustandes verfügt
wurde (§ 57), geeignete Aufsichtsorgane durch
Bescheid bestellen (ökologische Bauaufsicht).

(2) Die ökologische Bauaufsicht erstreckt
sich auf die fach-, vorschriften- und bescheid-
gemäße Ausführung des Vorhabens und die
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Einhaltung der einschlägigen Bedingungen
des Bescheides. Sie hat den Zustand vor Be-
ginn der Ausführung zu dokumentieren und
einen Zeitplan für die Umsetzung zu erstellen.

(3) Die Organe der ökologischen Bauauf-
sicht sind jederzeit berechtigt, Untersuchun-
gen, Vermessungen und Prüfungen im betrof-
fenen Bereich vorzunehmen, Einsicht in Be-
helfe, Unterlagen u. dgl. zu verlangen und er-
forderlichenfalls Baustoffe, Bauteile und
bautechnische Maßnahmen zu kontrollieren
und zu beanstanden. Werden Beanstandungen
nicht berücksichtigt, ist die Behörde davon zu
informieren.

(4) Die Organe der ökologischen Bauauf-
sicht sind zur Wahrung der ihnen zur Kennt-
nis gelangenden Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse verpflichtet. Sie sind der Behörde
gegenüber verpflichtet, auf deren Ersuchen
Auskünfte zu erteilen.

(5) Die Kosten der ökologischen Bauauf-
sicht sind vom Antragsteller zu tragen. Dessen
Verantwortlichkeit wird durch die Bestellung
der ökologischen Bauaufsicht nicht einge-
schränkt.“

36. Im § 49 Abs. 1 ist nach dem Wort „Na-
turdenkmal“ die Wortfolge „– ausgenommen
örtliche Naturdenkmale –“ einzufügen und
der Ausdruck „§ 47 Abs. 3 bis 5 und § 48 Abs.
3“ durch den Ausdruck „und § 47 Abs. 3 bis 5“
zu ersetzen.

37. § 51 Abs. 2 dritter Satz lautet:
„Ist der Antragsteller nicht Grundeigentü-

mer, ist die Zustimmung des Eigentümers zu
beantragten Bewilligungen nach §§ 4, 5 Abs. 1
und 6 Abs. 1 sowie Anträgen auf Erteilung von
Ausnahmegenehmigungen von den Verboten
nach den §§ 6 Abs. 2, 7 und 8 schriftlich nach-
zuweisen, es sei denn, dass aufgrund anderer
gesetzlicher Regelungen für die beantragte
Maßnahme eine Enteignung oder eine Einräu-
mung von Zwangsrechten möglich ist.“

38. Nach § 51 wird folgender § 51a einge-
fügt:

„§ 51a
Vereinfachtes Verfahren

(1) Für bewilligungspflichtige Vorhaben im
Sinne von § 4 und § 5 Abs. 1 darf anstelle ei-
nes Antrages nach § 51 Abs. 1 nach Maßgabe
von Abs. 2 eine schriftliche Anzeige an die
Behörde erstattet werden.

(2) In einer Anzeige nach Abs. 1 sind Art,
Lage, Umfang und Verwendung des Vorha-
bens anzugeben und die zur Beurteilung des
Vorhabens erforderlichen Pläne und Beschrei-
bungen sowie eine Darstellung anzuschließen,

warum das Vorhaben nicht gegen die in § 9
Abs. 1 bis 3 umschriebenen Interessen verstößt
(Landschaftsverträglichkeitserklärung). Die
Pläne, Beschreibungen und die Landschafts-
verträglichkeitserklärung müssen von einem
zur Erstellung solcher Unterlagen Berechtig-
ten erstellt und von diesem und vom Bewilli-
gungswerber unterfertigt sein; sie sind in
zweifacher Ausfertigung vorzulegen. Ein La-
geplan, eine Kurzbeschreibung des Vorhabens
und vereinfachte Pläne sind in zehnfacher
Ausfertigung vorzulegen. Die Haftung des
Verfassers der Pläne, Beschreibungen und der
Landschaftsverträglichkeitserklärung für die
richtige und fachgerechte Erstellung der Un-
terlagen wird weder durch behördliche Über-
prüfungen noch durch die Erteilung einer Be-
willigung nach diesem Gesetz berührt.

(3) Die Behörde hat von der Anzeige unver-
züglich die Gemeinde zu verständigen, in de-
ren Gemeindegebiet das Vorhaben geplant ist.
Bei Vorhaben im Sinne von § 54 Abs. 1 sind da-
von auch die Mitglieder des Naturschutzbei-
rates zu verständigen. Die Gemeinde und die
Mitglieder des Naturschutzbeirates können
bis vier Wochen nach dem Einlangen der Ver-
ständigung bei der Behörde verlangen, über
das Vorhaben ein Bewilligungsverfahren
durchzuführen.

(4) Wenn die Behörde nicht innerhalb von
drei Monaten nach Einlangen der Anzeige der
Partei unter Angabe von Gründen mitteilt,
dass über das Vorhaben ein Bewilligungsver-
fahren durchzuführen ist und die Anzeige als
Ansuchen nach § 51 gewertet wird, darf es im
Sinne der eingereichten Unterlagen ausge-
führt werden. Die Behörde hat der Partei eine
Bescheinigung auszustellen, dass kein Bewil-
ligungsverfahren durchzuführen ist. Die ört-
lich in Betracht kommenden Einsatzleiter der
Kärntner Bergwacht sind davon zu informie-
ren.

(5) Das Recht zur Ausführung des Vorha-
bens erlischt zwei Jahre nach Erstattung der
Anzeige.“

39. § 53 lautet:
„§ 53

Parteistellung der Gemeinden

Gemeinden, in deren Gemeindegebiet eine
Maßnahme oder ein Vorhaben, das nach den
§§ 4, 5 Abs. 1 oder 6 Abs. 1 einer Bewilligung
bedarf, ausgeführt werden soll, haben einen
Rechtsanspruch darauf, dass die im § 9 um-
schriebenen Interessen bei der Entscheidung
gewahrt werden. Sie dürfen zur Wahrung die-
ser Interessen gegen einen Bescheid, mit dem
eine Bewilligung erteilt wird, Berufung und
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Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof
gemäß Art. 131 Abs. 2 B-VG erheben.“

40. § 54 Abs. 1 lautet:
„(1) Vor der Erlassung von Bescheiden, mit

denen Bewilligungen nach § 4 lit. b oder c, § 5
Abs. 1 lit. a, e oder g, Letztere hinsichtlich der
Anlage von Schitrassen, mit denen Ausnah-
mebewilligungen nach § 10 erteilt oder
Gelände zur Ausübung von Motorsportarten
im Sinne von § 5 Abs. 1 lit. f festgelegt werden,
sind die Mitglieder des Naturschutzbeirates
zu hören.“ 

41. § 54 Abs. 2 lautet:
„(2) Bescheide, mit denen Bewilligungen in

den in Abs. 1 genannten Angelegenheiten er-
teilt werden, sind binnen zwei Wochen nach
deren Rechtskraft den Mitgliedern des Natur-
schutzbeirates zur Prüfung vorzulegen, sofern
die Mitglieder des Naturschutzbeirates im
Rahmen der Anhörung nach Abs. 1 Einwen-
dungen vorgebracht haben, denen im Be-
scheid nicht Rechnung getragen wurde.“

42. § 54 Abs. 3 erster Satz lautet:
„Der durch einen Bescheid im Sinne des

Abs. 1 Berechtigte darf, sofern anlässlich der
Anhörung nach Abs. 1 von den Mitgliedern
des Naturschutzbeirates Einwendungen vor-
gebracht wurden, denen im Bescheid nicht
Rechnung getragen wurde, diese Berechtigung
solange nicht ausüben, als dem Naturschutz-
beirat nach § 61 Abs. 3 das Beschwerderecht
an den Verwaltungsgerichtshof offen steht;
darauf ist im Bescheid hinzuweisen.“

43. In § 54 Abs. 4 entfällt die Wortfolge „der
nach § 62 Abs. 1 lit. b bestellten Mitglieder.“

44. § 55 Abs. 1 lit. b lautet:
„b) Unterlassung der tatsächlichen Inangriff-

nahme des Vorhabens innerhalb der im
Bewilligungsbescheid bestimmten Frist;
ist eine derartige Frist nicht bestimmt, in-
nerhalb von zwei Jahren ab Rechtskraft
der Bewilligung;“

45. Im § 56 Abs. 2 ist die Wortfolge „einer
Woche“ durch die Wortfolge „zwei Wochen“
zu ersetzen und sind dem § 56 folgende Abs. 3
und 4 anzufügen:

„(3) Berufungen gegen Bescheide nach Abs.
1 haben keine aufschiebende Wirkung.

(4) Werden Handlungen oder Maßnahmen
im Sinne von Abs. 1 trotz verfügter Einstel-
lung fortgesetzt, darf die Behörde den betref-
fenden Bereich versiegeln oder absperren.“

46. § 58 Abs. 2 lautet:
„(2) In Naturschutzgebieten obliegt die Er-

teilung von Bewilligungen nach diesem Gesetz

der Landesregierung. Die Landesregierung
hat weiters die Aufgaben der Wissenschaftli-
chen Behörde gemäß der Verordnung (EG) Nr.
338/1997 wahrzunehmen.“ 

47. § 58 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:
„Bedarf ein Projekt  einer Bewilligung der

Bezirksverwaltungsbehörde und einer Bewil-
ligung nach § 22 Abs. 2, obliegt auch die Er-
teilung dieser Bewilligung der Bezirksverwal-
tungsbehörde.“ 

47a. Im § 59 ist nach dem Wort „Natur-
schutzgebieten“ das Wort „Europaschutzge-
bieten“ einzufügen.

48. § 60 Abs. 1 lautet:
„(1) Den mit den Aufgaben des Schutzes

und der Pflege der Natur oder mit der Vor-
nahme von Erhebungen in der Natur betrau-
ten behördlichen Organen sowie damit
behördlich beauftragten Organen und den
Mitgliedern des Naturschutzbeirates ist zur
Wahrnehmung der Vollziehung dieses Geset-
zes und der auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Verordnungen ungehinderter Zutritt zu
den in Betracht kommenden Grundstücken,
ausgenommen Wohnungen sowie sonstige zum
Hauswesen gehörige Räumlichkeiten, zu ge-
währen. Sie haben dabei allenfalls bestehende
Sicherheitsvorschriften für das betreffende
Grundstück oder die betreffende Anlage zu
beachten.“

49. § 61 Abs. 3 erster Satz lautet:
„Der Naturschutzbeirat darf gegen Be-

scheide, vor deren Erlassung seine Mitglieder
nach § 54 Abs. 1 zu hören sind, Beschwerde an
den Verwaltungsgerichtshof im Sinne des Art.
131 Abs. 2 B-VG erheben, insoweit diese im
Rahmen der Anhörung Einwendungen vorge-
bracht haben, denen im Bescheid nicht Rech-
nung getragen wurde.“

50. § 62 Abs. 4 entfällt.

51. § 63 lautet:
„§ 63

Sitzungen

(1) Der Beirat ist vom Vorsitzenden nach Be-
darf unter Bekanntgabe der Tagesordnung
einzuberufen. Der Vorsitzende hat den Beirat
binnen einer Woche einzuberufen, wenn dies
zwei der nach § 62 Abs. 1 lit. b bestellten Mit-
glieder unter Vorschlag einer Tagesordnung
verlangen. 

(2) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn der
Vorsitzende oder sein Vertreter und wenigs-
tens zwei der nach § 62 Abs. 1 lit. b bestellten
Mitglieder anwesend sind. Zu einem Be-
schluss des Beirates ist die einfache Stimmen-
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mehrheit der anwesenden Mitglieder erfor-
derlich. Der Vorsitzende stimmt zuletzt ab
und gibt mit seiner Stimme bei Stimmen-
gleichheit den Ausschlag. Bei Beschlüssen
darüber, ob im Sinne des § 61 Abs. 3 Be-
schwerde an den Verwaltungsgerichtshof er-
hoben werden soll, ist für einen Beschluss die
Zustimmung der Mehrheit von zwei Dritteln
der anwesenden Mitglieder erforderlich, wo-
bei dem Vorsitzenden kein Stimmrecht zu-
kommt.

(3) Die Kanzleigeschäfte des Beirates sind
von der nach der Geschäftseinteilung des Am-
tes der Landesregierung mit den rechtlichen
Angelegenheiten des Naturschutzes betrauten
Abteilung des Amtes der Landesregierung zu
führen. 

(4) Der Beirat kann sich eine Geschäftsord-
nung geben.“  

52. § 65 lautet:

„§ 65 

Mitwirkung

(1) Die Organe des öffentlichen Sicherheits-
dienstes der Bundesgendarmerie und der Bun-
despolizeibehörden haben bei der Vollziehung
der Ahndung von Verwaltungsübertretungen
gemäß § 67 Abs. 1, soweit es sich um Zuwi-
derhandlungen gegen die §§ 5 Abs. 1 lit. a, f
und k, 8, 13 lit. a, 14 Abs. 1, 15 Abs. 1 sowie
der auf Grund der §§ 16, 17 Abs. 3, 18 Abs. 1,
3 und 4, 19 und 20 erlassenen Verordnungen
handelt, mitzuwirken durch

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende
Verwaltungsübertretungen sowie 

b) Maßnahmen, die für die Einleitung von
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich
sind.

(2) Die in Abs. 1 genannten Organe haben
überdies den nach diesem Gesetz zuständigen
Behörden und Organen über deren Ersuchen
bei der Wahrnehmung der Rechte nach § 60 im
Rahmen ihres gesetzlichen Wirkungsbereiches
Hilfe zu leisten. 

(3) Die Zollorgane haben bei der Vollzie-
hung der Ahndung von Verwaltungsübertre-
tungen gemäß § 67 Abs. 1, soweit es sich um
Zuwiderhandlungen gegen die nach den §§ 18
Abs. 1, 3 und 4, 19 und 20  erlassenen Verord-
nungen handelt, mitzuwirken durch 

a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende
Verwaltungsübertretungen sowie

b) Maßnahmen, die für die Einleitung von
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich
sind.

(4) Die Forst-, Jagd- und Fischereischutzor-
gane haben Übertretungen der Bestimmungen
dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Verordnungen, die sie in
Ausübung ihrer Aufsichtstätigkeit wahrneh-
men, der zuständigen Behörde anzuzeigen.“

53. Im § 66 sind nach dem Zitat „§ 2 Abs. 2“
die Zitate „§ 2a Abs. 1 und § 32a“ einzufügen,
ist das Zitat „§ 45 Abs. 1 letzter Satz und § 46
Abs. 1 letzter Satz“ zu streichen und ist das
Zitat „§ 53 Abs. 2“ durch das Zitat „§ 53“ zu
ersetzen.

54. Nach § 66a wird folgender § 66b einge-
fügt:

„§ 66b
Rechtmäßiger Bestand

Für Anlagen, die nach diesem Gesetz einer
Bewilligung bedürfen und seit mindestens 20
Jahren bestehen und für die eine Bewilligung
auch im Zeitpunkt ihrer Errichtung erforder-
lich war, welche jedoch nicht mehr nachge-
wiesen werden kann, wird das Vorliegen der
Bewilligung vermutet, sofern ihr Fehlen in-
nerhalb dieser Frist behördlich unbeanstan-
det geblieben ist.“

55. § 67 Abs. 1 lautet:

„(1) Wer
a) Vorhaben, die nach diesem Gesetz oder auf

Grund dieses Gesetzes erlassener Verord-
nungen bewilligungspflichtig oder verbo-
ten sind, ohne Bewilligung oder entgegen
dem Verbot ausführt oder ausführen lässt,

b) Vorhaben abweichend von Bewilligungen,
die auf Grund dieses Gesetzes oder auf
Grund dieses Gesetzes erlassener Verord-
nungen erteilt worden sind, ausführt oder
ausführen lässt, 

c) Vorhaben, die auf Grund einer Anzeige
nach dem vereinfachten Verfahren nach
§ 51a ausgeführt werden dürfen, abwei-
chend von den eingereichten Unterlagen
ausführt oder ausführen lässt, 

d) die in den Verordnungen, die auf Grund
dieses Gesetzes erlassen worden sind, ent-
haltenen Gebote und Verbote nicht befolgt,

e) die in Bescheiden, die auf Grund dieses Ge-
setzes oder der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Verordnungen ergangen sind,
enthaltenen Verfügungen nicht befolgt,

f) den Bestimmungen der §§ 13, 14 Abs. 1 und
3, 15 Abs. 1, 17 Abs. 1 und 2, 18 Abs. 2 und
3, 19 Abs. 2 und 3, 31 Abs. 1 und 3, 32a Abs.
3, 34 Abs. 3, 38 Abs. 1 und 3, 39 Abs. 6, 40
Abs. 1, 42, 43 Abs. 1, 44 und 64 zuwider-
handelt,
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g) ein Organ der ökologischen Bauaufsicht
(§ 47) an der Ausübung seiner Tätigkeit be-
hindert oder dessen Anordnungen missach-
tet,

h) eine (vorläufige) Arbeitseinstellung nach
§ 56 oder Aufträge nach § 57 missachtet,

i) einer Verpflichtung nach § 60 Abs. 3 nicht
nachkommt oder den Zutritt im Sinne von
§ 60 Abs. 1 verweigert oder

j) eine Kennzeichnung im Sinne von § 59 Abs.
1 nicht anbringen lässt, beschädigt, ent-
fernt, fälscht, verfälscht oder missbräuch-
lich verwendet,

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand ei-
ner in die Zuständigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet, eine Verwal-
tungsübertretung, die von der Bezirksverwal-
tungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu 3630
Euro, bei Vorliegen erschwerender Umstände
und im Wiederholungsfalle bis zu 7260 Euro,
zu bestrafen ist.“

Artikel II

1. Bis zum 31. Dezember 2001 tritt in § 67
Abs. 1 an die Stelle des Betrages von 3630
Euro der Betrag von S 50.000,– und an die
Stelle des Betrages von 7260 Euro der Betrag
von  S 100.000,–.

2. Das Gesetz vom 31. Oktober 1985 über
Maßnahmen des Landes zur Durchführung
des Washingtoner Artenschutzübereinkom-
mens, LGBl. Nr. 31/1985, idF LGBl. Nr.
23/1992, wird aufgehoben.

3. Verordnungen auf Grund des Natur-
schutzgesetzes, mit denen Gebiete zu Natur-
schutzgebieten erklärt wurden, sowie Verord-
nungen auf Grund des Landschaftsschutzge-
setzes 1981, mit denen Gebiete zu Land-
schaftsschutzgebieten erklärt wurden, welche
nach § 69 Abs. 4 und 5 als Landesgesetze in
Geltung stehen, dürfen gemäß den §§ 23 und
25 als Verordnungen unverändert neu erlassen
werden; die §§ 2a und 27 sind dabei nicht an-
zuwenden. Die davon betroffenen, im Range
eines Landesgesetzes stehenden Verordnun-
gen treten mit Inkrafttreten der Verordnung,
mit der sie gemäß den §§ 23 oder 25 neu erlas-
sen werden, außer Kraft. 

4. Mit diesem Gesetz werden die Richtlinie
des Rates 79/409/EWG vom 2. April 1979 über
die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten,
ABl. Nr. L 103/1 vom 25. April 1979, S 1, zu-
letzt geändert durch die Richtlinie 97/49/EG
vom 29. Juli 1997, ABl. Nr. L 223 vom 13. Au-
gust 1997, S 9, und die Richtlinie des Rates
92/43/EWG vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung

der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206
vom 22. Juli 1992, S 7, in der Fassung der
Richtlinie 97/62/EG des Rates vom 27. Okto-
ber 1997, ABl. Nr. L 305 vom 8. November
1997, S 42, umgesetzt.

Der Präsident des Landtages:

DI F r e u n s c h l a g

Der Landesrat:

W u r m i t z e r

13. Gesetz vom 13. Dezember 2001, mit dem
das Gemeindekanalisationsgesetz 1999 geän-
dert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Gemeindekanalisationsgesetz 1999, K-
GKG, LGBl. Nr. 62, in der Fassung der Kund-
machung LGBl. Nr. 13/2000, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 14 Abs. 1 letzter Satz wird der Be-
trag „S 35.000,–“ durch den Betrag „2543,55
Euro“ ersetzt.

2. Im § 21 Abs. 1 werden der Betrag „S 5,–“
durch den Betrag „0,35 Euro“ und der Betrag
„S 9,–“ durch den Betrag „0,65 Euro“ ersetzt.

3. Im § 27 Abs. 2 wird der Betrag „S
30.000,–“ durch den Betrag „2180 Euro“ er-
setzt.

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2002 in
Kraft.

(2) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes
dürfen bereits ab der Kundmachung dieses
Gesetzes erlassen werden. Sie dürfen jedoch
frühestens gleichzeitig mit dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes in Kraft gesetzt werden.

Der Präsident des Landtages:

DI F r e u n s c h l a g

Der Landesrat:

W u r m i t z e r

Der Landesrat:

S c h i l l e r
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14. Gesetz vom 13. Dezember 2001, mit dem
das Kärntner Feuerwehrgesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:

Artikel I

Das Kärntner Feuerwehrgesetz, LGBl. Nr.
48/1990, in der Fassung der Gesetze LGBl. Nr.
63/1993, 112/1995 und 74/1997 und der Kund-
machung LGBl. Nr. 14/1995, wird wie folgt
geändert:

1. § 26 Abs. 3 lautet:
„(3) Die Höhe des Beitrages der Gemeinden

(Abs. 2 lit. a) ist von der Landesregierung auf
Grund eines Vorschlages des Landesfeuer-
wehrverbandes nach Anhörung der Interes-
senvertretungen der Gemeinden und des Lan-
desfeuerwehrverbandes unter Bedachtnahme
auf den nicht nach Abs. 2 lit. b und c gedeck-
ten Aufwand und unter Berücksichtigung des
Beitrages des Landes (Abs. 4) festzusetzen,
wobei der pro Einwohner der Gemeinde zu
entrichtende Betrag jährlich 0,07 Euro, bei
den Städten Klagenfurt und Villach jährlich
0,03 Euro, nicht überschreiten darf. Der
Kärntner Landesfeuerwehrverband hat den
Gemeinden die Jahresbeiträge bis spätestens
30. November jeden Jahres für das kommende
Jahr vorzuschreiben. Die Gemeinden sind ver-
pflichtet, den Beitrag bis spätestens 30. Sep-
tember jeden Jahres zu entrichten.“

2. § 26 Abs. 6 lautet:
„(6) Die Höhe des Beitrages der Gemeinden

für die Stützpunktfeuerwehren (Abs. 2 lit. d)
ist von der Landesregierung aufgrund eines
Vorschlages des Landesfeuerwehrverbandes
nach Anhörung der Interessenvertretungen
der Gemeinden und des Landesfeuerwehrver-
bandes unter Bedachtnahme auf die Aufgaben
der Stützpunktfeuerwehren festzusetzen, wo-
bei der pro Einwohner der Gemeinden zu ent-
richtende Betrag 0,11 Euro nicht überschrei-
ten darf. Abs. 3 letzter und vorletzter Satz gel-
ten sinngemäß.“

3. § 26 Abs. 8 lautet:
„(8) Die Höhe der Beiträge der Betriebe für

die verbandsangehörigen Betriebsfeuerweh-

ren (Abs. 2 lit. c) ist von der Landesregierung
aufgrund eines Vorschlages des Landesfeuer-
wehrverbandes nach Anhörung der Wirt-
schaftskammer Kärnten und des Landesfeu-
erwehrverbandes unter Bedachtnahme auf die
Zahl der Betriebsangehörigen festzusetzen,
wobei ein Höchstbeitrag von jährlich 0,07
Euro für jeden Betriebsangehörigen nicht
überschritten werden darf; liegt der zu ent-
richtende Betrag unter 7,27 Euro, so ist dem
Betrieb ein Mindestbeitrag von 7,27 Euro vor-
zuschreiben. Abs. 3 letzter und vorletzter Satz
gelten sinngemäß.“

4. Im § 50 Abs. 2 werden die Worte „der
Dienstklasse VII, Gehaltsstufe 7, Tarif I,“
durch die Worte „nach dem Tarif I, erhöht um
25 vH“ ersetzt.

5. § 54 lautet:

„§ 54

Strafbestimmungen

Wer unbefugt eine Dienstkleidung oder ein
Rangabzeichen einer Feuerwehr, eines Brand-
schutzdienstes oder der Landesfeuerwehr-
schule trägt oder das Feuerwehrkorpsabzei-
chen (§ 15 Abs. 4) unbefugt führt, begeht, so-
fern die Tat nicht den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafba-
ren Handlung bildet oder nach anderen Ver-
waltungsstrafbestimmungen mit strengerer
Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertre-
tung und ist von der Bezirksverwaltungs-
behörde mit Geldstrafe bis zu 1450 Euro zu
bestrafen.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt am 1. Jänner 2002 in
Kraft.

Der Präsident des Landtages:

DI F r e u n s c h l a g

Der Landesrat:

W u r m i t z e r
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